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kurzum, indem man eine Beurteilung der Gesamtsitua-
tion vornimmt. Wenn die Gesamtsituation es erfordert,
sind auch arbeits- und strafrechtliche Maßnahmen einzu-
leiten.

Viele Unternehmen in Deutschland haben Ethikricht-
linien und entsprechende Betriebsvereinbarungen mit
ihren Betriebsräten abgeschlossen. Als ehemaliger
Konzernbetriebsratsvorsitzender eines Energieversor-
gungsunternehmens hatte ich einmal die Gelegenheit,
eine derartige Ethikrichtlinie und Betriebsvereinbarung
abzuschließen. Um sie umzusetzen, wird in der Regel
auf eine Anlaufstelle im Betrieb Wert gelegt und diese
installiert. Es findet eine Sensibilisierung, eine Beleh-
rung der Beschäftigten statt, indem man unter anderem
Korruptionssachverhalte deutlich macht. Korruptionsre-
levante Straftaten werden ebenfalls dort benannt, sodass
die Beschäftigten insgesamt auf diese Situation vorberei-
tet sind.

Ethikrichtlinien sollen dabei unterstützen, dass mögli-
che Straftaten oder korruptes Verhalten aufgedeckt wer-
den und dass ein eventueller Rufschaden für den Betrieb
oder für einzelne Mitarbeiter bei nicht korrekten Hinwei-
sen abgewendet werden kann. Sie stellen auch den Hin-
weisgeber unter Schutz. Wenn man nach den betriebli-
che Richtlinien und dem geltenden Recht verfährt, sind
Betrieb und Hinweisgeber in der Regel maximal ge-
schützt.

Die betrieblichen Handlungsmöglichkeiten eröffnen
auf der einen Seite den Rechtsweg, verhindern auf der
anderen Seite aber auch, dass Beschäftigte und Arbeitge-
ber zu Unrecht von Hinweisgebern belastet werden. Un-
ter welchen Rechtfertigungsdruck geraten Betriebe,
wenn keine innerbetriebliche Aufklärung vorgeschaltet
ist? Man muss sich das nur einmal vorstellen: Medien
kommen auf den Vorstand oder Betriebsrat zu, und es
herrscht völlige Unwissenheit bei den Entscheidern.
Keine vorhergehende Information, keine Möglichkeit
zur Umsetzung der innerbetrieblichen Regelungen, die
der Regeltreue dienen, keine Aufklärung des Sachver-
haltes, keine Chance, sich mit Vorwürfen auseinanderzu-
setzen, keine eigene Entscheidung über mögliche Straf-
anzeigen, keine Kommunikationsstrategie, falls falsche
Hinweise an die Öffentlichkeit gelangt sind � kurz ge-
sagt: Chaos.

Unzutreffende Anschuldigungen sind in der Öffent-
lichkeit nur schwer oder gar nicht mehr zu korrigieren.
Ungerechtfertigte Anzeigen können finanzielle und exis-
tenzielle Folgen für den gesamten Betrieb haben und na-
türlich auch für die Arbeitsplätze, die dahinter stehen.
Insofern ist die Darstellung, dass Hinweisgebern neben
Mobbing häufig auch arbeits- und dienstrechtliche Fol-
gen bis hin zur Kündigung sowie strafrechtliche Konse-
quenzen drohen, nur eine Sichtweise der Dinge.

Unternehmen haben mit der Einführung von
Ethikrichtlinien und dazugehörigen Betriebsvereinba-
rungen erheblich zur Korruptionsprävention beigetragen
oder haben noch die Möglichkeit dazu. Durch die Betei-
ligung an der Entwicklung von Ethikrichtlinien in Ver-
bindung mit Betriebsvereinbarungen haben auch die Be-
triebsräte die Möglichkeit, ihren Einfluss in den

Betrieben zu steigern. Es kommt nicht nur auf neue Ge-
setze an, sondern vielmehr auf eine Kultur im Betrieb,
die die Sozialpartner gemeinsam gestalten, eine Kultur,
die es den Beschäftigten von vornherein leicht macht, in-
tern Hinweise zu geben und so ihren Beitrag zu leisten,
grobe Missstände und Gefahren abzustellen.

Meine Meinung ist: Deutschland hat eine Gesetzge-
bung, die den Betrieben sowohl Möglichkeiten zur Auf-
klärung als auch einen ausgewogenen Hinweisgeber-
schutz bietet. Die im Koalitionsvertrag vorgesehene
Prüfung werden wir vornehmen. Ich bin auf die Ergeb-
nisse gespannt. Als Union lehnen wir den Inhalt des An-
trags und des Gesetzentwurfs an dieser Stelle ab.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Als letzter Redner in der Debatte hat jetzt der Kollege

Gerold Reichenbach das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Gerold Reichenbach (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Sehr geehrte Damen und Herren auf der Tribüne
und am Fernseher! Wir reden hier nicht über den Schutz
von Querulanten oder über den Schutz von denjenigen,
die aus persönlichen Motiven heraus ihrem Arbeitgeber
schaden, sondern wir reden über ganz andere Fälle.

Es ist 20 Jahre her. Der eine oder andere wird sich er-
innern an Bilder von zuckenden Kühen aus England und
die Berichte von Menschen, die sich an dieser tödlichen
grausamen Krankheit durch in Umlauf gebrachtes Rind-
fleisch von erkrankten Tieren angesteckt haben. Gleich-
zeitig kam hier in Deutschland von der Fleischindustrie
und auch von vielen offiziellen Stellen die Beteuerung:
Das ist ein englisches Problem. Das gibt es bei uns in
Deutschland nicht.

Im Jahr 1994 schilderte die Hygieneamtstierärztin
Margrit Herbst in einem Interview, das im öffentlich-
rechtlichen Fernsehen ausgestrahlt wurde, wie sie in ei-
nem Schlachthof bei der Tierbeschau BSE-Anzeichen an
mehreren Tieren festgestellt hat. Diese Tiere wurden
dann allerdings auf Entscheidung höherer Stellen trotz-
dem für die Schlachtung und die Inumlaufbringung frei-
gegeben. Dann erst kam auch in Deutschland der BSE-
Skandal ins Rollen.

Jetzt frage ich Sie: Welchen Schutz hat denn diese
Frau genossen, die verhindert hat, dass auch in Deutsch-
land Produzenten und Fleischbetriebe aus Profitgier wei-
ter Fleisch in den Umlauf bringen, das die Gefahr in sich
birgt, dass auch deutsche Bürger sich in Massen an die-
ser grausamen und tödlich endenden Krankheit infizie-
ren? Sie hatte sich ja zuvor an ihren Vorgesetzten gewen-
det. Das Ergebnis war: Margrit Herbst wurde fristlos
gekündigt.

Der hier schon ein paarmal angesprochene Fall der
Pflegerin in einem Berliner Klinikum, die ihren Rechts-
schutz bis zum EuGH durchklagen musste, macht deut-
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lich: Offensichtlich sind die Schutzvorschriften, die wir
in den unterschiedlichen Gesetzen durchaus haben, nicht
ausreichend, um Beschäftigte, die Mut zeigen, dann
auch zu schützen. Wer hat denn die Unterstützung und
die Kraft, seine Rechte als Arbeitnehmer bis zum EuGH
durchzuklagen?

Ich nenne Ihnen ein anderes Beispiel. In meinem
Wahlkreis � zwei Ortschaften nebendran � wohnt Rudolf 
Schmenger. Das ist einer der hessischen Steuerfahnder,
die sich ebenfalls an ihre Vorgesetzten gewendet haben
und die weggemobbt wurden. Erst nachdem sie aus dem
Dienst entfernt worden sind, konnten über Gerichte im
Nachhinein die Unrechtmäßigkeit des Handelns ihrer
Arbeitgeber und ein Schadenersatzanspruch festgestellt
werden.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die sagen, die Rechtslage reicht!)

Jetzt komme ich zu den Grünen.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Ja!)

Wir haben in der vergangenen Legislaturperiode ge-
nauso wie Sie einen Gesetzentwurf vorgelegt. Wir wer-
den auch weiterhin dafür eintreten, dass wir Mehrheiten
haben.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Aber ihr regiert!)

� Ja, lieber Konstantin von Notz, wir regieren hier ge-
meinsam mit der CDU/CSU. Aber solange Sie sich
� den Fall Schmenger vor Augen � nicht stolz hier hin-
stellen und sagen können, dass Sie gemeinsam mit der
CDU in Hessen im hessischen Beamtengesetz einen
Hinweisgeberschutz geschaffen haben,

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Abwarten!)

gilt für Sie das Gleiche wie für den Fußballfan auf der
Tribüne, der lautstark etwas fordert, es aber auf dem
Platz selbst nicht hinbekommt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Letzter Satz. Wir werden über das Gesetz, übrigens
auch über die Details, diskutieren. Kollege Ströbele, das,
was Sie da so schön zitiert haben, das sind die Formulie-
rungen, die wir gemeinsam in der Opposition

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Ein bisschen anders!)

bei dem zum Glück verfehlten Versuch der schwarz-gel-
ben Koalition im Zusammenhang mit dem Überwa-
chungsskandal bei Bahn und Post und bei anderen für
einen Hinweisgeberschutz im Beschäftigtendatenschutz-
gesetz gefunden haben.

Das sind die gleichen Formulierungen, die wir damals
als völlig unzureichend und nicht bestimmt genug kriti-
siert haben. Jetzt kommen Sie selbst mit diesen Formu-
lierungen. Das heißt, wenn Sie selbst Ihre Aussagen von
damals ernst nehmen würden, dann würden Sie hier zu-

mindest einen gewissen Diskussions- und Regelungsbe-
darf entdecken und sich nicht einfach nur so hinstellen
und sagen: Wir haben den Stein der Weisen, und die an-
deren sind nur nicht in der Lage, das zu erkennen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
CDU/CSU � Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist das
Wohlfeilste überhaupt!)

Es gibt dazu die Beschlüsse auf europäischer Ebene;
das ist gesagt worden. Auch das Europäische Parlament
hat dazu mehrmals Beschlüsse gefasst. Wir als Sozialde-
mokraten werden sowohl in der Prüfung, die wir in der
Koalition vereinbart haben, als auch darüber hinaus da-
für kämpfen, dass wir hier in diesem Parlament die poli-
tischen Mehrheiten dafür bekommen, Menschen, die so
mutig wie Frau Herbst waren, das Schicksal, anschlie-
ßend arbeitslos auf der Straße zu stehen, in Zukunft zu
ersparen.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte um etwas
Zurückhaltung auch bei Zwischenfragen, weil wir sonst
völlig aus dem Zeitrahmen laufen.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das ist aber so ein wichtiges
Thema, Frau Präsidentin!)

� Ich finde, dass diese Zwischenfragen für eine Debatte 
wichtig sind; deswegen habe ich sie auch zugelassen.
Aber ich bitte Sie trotzdem, die Zeit ein bisschen im
Auge zu behalten. Auch die Kolleginnen und Kollegen,
die nach Ihnen zu den anderen Debattenpunkten reden
werden, sollten nicht vor einem leeren Haus sprechen.
Dazu sind die Debatten zu wichtig.

Wir kommen jetzt zu der Überweisung. Interfraktio-
nell wird die Überweisung der Vorlagen auf den Druck-
sachen 18/3039 und 18/3043 an die in der Tagesordnung
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Die Federfüh-
rung ist jedoch strittig. Deshalb muss ich darüber ab-
stimmen lassen. Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD
wünschen Federführung beim Ausschuss für Arbeit und
Soziales, und die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/
Die Grünen wünschen Federführung beim Ausschuss für
Recht und Verbraucherschutz.

Ich lasse zunächst über den Überweisungsvorschlag
der Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen,
also Federführung beim Ausschuss für Recht und Ver-
braucherschutz, abstimmen. Wer stimmt diesem Über-
weisungsvorschlag zu? � Das sind Bündnis 90/Die Grü-
nen und Die Linke. Wer stimmt dagegen? � Das ist die 
Koalition. Enthaltungen? � Niemand. Damit ist dieser 
Überweisungsvorschlag abgelehnt worden.

Ich lasse nun über den Überweisungsvorschlag der
Fraktionen der CDU/CSU und SPD abstimmen, also Fe-
derführung beim Ausschuss für Arbeit und Soziales. Wer
stimmt für diesen Überweisungsvorschlag? � Die Koali-


